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der Kundmachungen BGBl. Nr. 331/1978 und 305/1979) geändert wird

(Übersetzung)

ÄNDERUNG DER VER-
FAHRENSORDNUNG

Artikel 16

Absatz 3

(3) Die Kommission ist ferner
bei Anwesenheit von sieben
Mitgliedern beschlußfähig, wenn
sie nach dem Zusatz zur vor-
liegenden Verfahrensordnung
(Verfahrenshilfe) tätig wird.

Artikel 17

Absatz 1

(1) Alle Beratungen der Kom-
mission sind und bleiben ver-
traulich. Nur der Sekretär der
Kommission, die Mitglieder
ihres Sekretariats, die Dolmet-
scher und die technischen und
Sekretariatshilfskräfte der Kom-
mission dürfen bei ihren Sitzun-
gen anwesend sein, falls die
Kommission nicht anders ent-
scheidet.
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Artikel 20

Der Sekretär ist verantwort-
lich für die Veröffentlichung

— der Entscheidungen der
Kommission,

— der Protokolle der Tagungen
der Kommission,

— jedes anderen Schriftstücks,
soweit der Präsident ihre Ver-
öffentlichung in den Amts-
sprachen oder in einer anderen
Sprache für zweckmäßig hält.

Artikel 24

Absätze 3 und 4

(3) Der Präsident kann einer
Partei oder einer Person, die
diese Partei vertritt, gestatten,
sich bei der mündlichen Ver-
handlung oder in Schriftstücken
einer anderen als der englischen
oder französischen Sprache zu
bedienen. Jedes derartige Schrift-
stück ist in einer Urschrift und
mindestens zwei Abschriften
vorzulegen.

(4) Der Sekretär ist befugt, sich
im Schriftverkehr mit dem Be-
schwerdeführer einer anderen
als der englischen oder französi-
schen Sprache zu bedienen.

Artikel 26

Absatz 3 lit. a

bedarf keiner Änderung in der
deutschen Übersetzung.

Artikel 27

Die Kommission behandelt
die bei ihr anhängigen Be-
schwerden in der Reihenfolge,
in der sie für die Prüfung reif
werden. Sie kann jedoch be-
schließen, eine bestimmte Be-
schwerde mit Vorrang zu be-
handeln.

Artikel 28

(1) Die Kommission kann von
Amts wegen oder auf Antrag
einer Partei jede Maßnahme
treffen, die sie zum Zweck der
sachgemäßen Erfüllung der ihr
nach der Konvention obliegen-
den Aufgaben für angebracht
oder erforderlich hält.
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(2) Die Kommission kann eines
oder mehrere ihrer Mitglieder
beauftragen, in ihrem Namen
derartige Maßnahmen durchzu-
führen, insbesondere Zeugen
oder Sachverständige zu verneh-
men, Urkunden zu prüfen oder
einen Augenschein vorzuneh-
men. Diese Mitglieder erstatten
der Kommission Bericht.

(3) Wenn die Kommission
nicht tagt, kann der Präsident
oder im Fall seiner Verhinde-
rung einer der Vizepräsidenten
im Namen der Kommission
jede in einem Dringlichkeitsfall
erforderliche Maßnahme treffen.
Sobald die Kommission wieder
tagt, berichtet ihr der Präsident
oder der in Betracht kommende
Vizepräsident über die von ihm
auf Grund dieses Absatzes ge-
troffene Maßnahme.

Artikel 30

(1) Die Verhandlungen vor
der Kommission sind nicht
öffentlich. Falls die Kommission
nicht anders entscheidet, wer-
den nur folgende Personen zu-
gelassen :

a) Personen, welche die Par-
teien nach Artikel 25 oder
26 vertreten;

b) der Beschwerdeführer, so-
weit es sich um eine natür-
liche Person handelt;

c) jede andere Person, deren
Vernehmung als Zeuge
oder Sachverständiger die
Kommission angeordnet
hat, während der Dauer
der Vernehmung;

d) die in Artikel 17 Absatz 1
bezeichneten Personen.

(2) Ist der Beschwerdeführer
eine nichtstaatliche Organisation
oder eine Personenvereinigung,
so vergewissert sich die Kom-
mission, daß die Erschienenen
berechtigt sind, sie zu vertreten.

(3) Im Interesse des ordnungs-
gemäßen Ablaufs einer Verhand-
lung kann die Kommission die
Anzahl der Vertreter oder Be-
rater der Parteien, die erscheinen
dürfen, begrenzen.
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(4) Die Parteien teilen der
Kommission spätestens zehn
Tage vor Eröffnung der Ver-
handlung Namen und Stellung
der Personen mit, die in ihrem
Namen bei der Verhandlung
erscheinen werden.

(5) Dieser Artikel gilt sinnge-
mäß für Verhandlungen vor
Beauftragten der Kommission.

Artikel 35bis

Absatz 4

(4) Ordnet die Kommission
die Vorlage eines Schriftstückes
an, so fallen die Kosten, je nach
Entscheidung der Kommission,
der Partei, die es vorlegt, oder
dem Europarat zur Last. Wer-
den sie dem Europarat auferlegt,
so wird die Höhe mit Zustim-
mung des Präsidenten der Kom-
mission festgesetzt.

Artikel 43

Absatz 1

(1) Der Sekretär teilt die Ent-
scheidung der Kommission dem
Beschwerdeführer und dem be-
troffenen Hohen Vertragschlie-
ßenden Teil mit. Jedoch wird in
dem in Artikel 42 Absatz 1 vor-
gesehenen Fall sowie in dem
Fall, daß lediglich vom Be-
schwerdeführer Auskunft erteilt
worden ist, die Entscheidung
dem betroffenen Hohen Ver-
tragschließenden Teil nur mitge-
teilt, wenn er es beantragt und
wenn die Kommission nichts
anderes beschließt.

Die vorstehenden Änderungen der Artikel 16 und 43 sind am 7. Juli 1979, die der Artikel 17,
20, 24, 26 und 27 am 5. Dezember 1979 und die der Artikel 28, 30 und 35bis am 7. März 1980 in
Kraft getreten.

Kreisky
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3 0 7 . Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 27. Juni 1980 betreffend den Gel-
tungsbereich des Übereinkommens vom
1. Juli 1969 über die gegenseitige Aner-
kennung von Beschußzeichen für Handfeuer-

waffen
Nach Mitteilung der belgischen Regierung ist

das Vereinigte Königreich von Großbritannien

und Nordirland dem Übereinkommen über die
gegenseitige Anerkennung von Beschußzeichen
für Handfeuerwaffen (BGBl. Nr. 269/1971,
letzte Kundmachung betreffend den Geltungs-
bereich BGBl. Nr. 233/1979) mit Wirkung vom
1. März 1980 beigetreten.

Kreisky

308.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

(Übersetzung)

Ü B E R E I N K O M M E N
über die Angabe von Familiennamen und

Vornamen in den Personenstandsbüchern

Die Unterzeichnerstaaten dieses Überein-
kommens, Mitglieder der Internationalen Kom-
mission für das Zivilstandswesen — in dem
Wunsch, die einheitliche Angabe von Familien-
namen und Vornamen in den Personenstands-
büchern zu gewährleisten — haben folgendes
vereinbart:

Artikel 1

Dieses Übereinkommen gilt für die Angabe von
Familiennamen und Vornamen jeder Person
ohne Rücksicht auf ihre Staatsangehörigkeit in
den Personenstandsbüchern.

Es berührt nicht die Anwendung der in den
Vertragsstaaten geltenden Rechtsvorschriften
über die Bestimmung von Familiennamen und
Vornamen.

Es greift den nach der Eintragung oder der
Ausstellung von Urkunden, die für eine neue
Eintragung vorgelegt werden, gesetzgemäß ein-
getretenen Änderungen von Familiennamen und
Vornamen in keiner Weise vor.

Es hindert die Behörde, die eine neue Ein-
tragung vornehmen soll, nicht, dabei die in den
ihr vorgelegten Urkunden etwa enthaltenen offen-
sichtlichen Schreibfehler bezüglich der Familien-
namen und Vornamen richtigzustellen.

Artikel 2

Soll von einer Behörde eines Vertragsstaates
eine Eintragung in ein Personenstandsbuch vor-
genommen werden und wird zu diesem Zweck
eine Abschrift eines Personenstandseintrags oder
ein Auszug aus diesem oder eine andere Urkunde
vorgelegt, die die Familiennamen und Vornamen
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in den gleichen Schriftzeichen wiedergibt wie
in denjenigen der Sprache, in der die Eintragung
vorgenommen werden soll, so sind diese Familien-
namen und Vornamen buchstabengetreu ohne
Änderung oder Übersetzung wiederzugeben.

Die in diesen Familiennamen und Vornamen
enthaltenen diakritischen Zeichen sind ebenfalls
wiederzugeben, selbst wenn die Sprache, in der
die Eintragung vorgenommen werden soll,
solche Zeichen nicht kennt.

Artikel 3

Soll von einer Behörde eines Vertragsstaates
eine Eintragung in ein Personenstandsbuch vor-
genommen werden und wird zu diesem Zweck
eine Abschrift eines Personenstandseintrags oder
ein Auszug aus diesem oder eine andere Urkunde
vorgelegt, die die Familiennamen und Vornamen
in anderen Schriftzeichen wiedergibt als in den-
jenigen der Sprache, in der die Eintragung vor-
genommen werden soll, so sind diese Familien-
namen und Vornamen ohne Übersetzung soweit
wie möglich durch Transliteration wiederzu-
geben.

Sind von der Internationalen Normenorga-
nisation (ISO) empfohlene Normen vorhanden, so
sind sie anzuwenden.

Artikel 4

Weicht die Schreibweise der Familiennamen
oder Vornamen in mehreren vorgelegten Ur-
kunden voneinander ab, so ist der Betroffene
gemäß denjenigen Personenstandsurkunden oder
anderen ihn ausweisenden Urkunden zu bezeich-
nen, die in dem Staat ausgestellt worden sind,
dessen Staatsangehöriger er zur Zeit der Aus-
stellung der Personenstandsurkunde oder der
anderen Urkunde gewesen ist.

Für die Anwendung dieser Bestimmung um-
faßt der Begriff „Staatsangehöriger" die Personen,
die die Staatsangehörigkeit dieses Staates haben,
sowie die Staatenlosen und Flüchtlinge, deren
Personalstatut vom Recht des betreffenden Staates
bestimmt wird.

Artikel 5

In Ermangelung entgegenstehender innerstaat-
licher Rechtsvorschriften auf diesem Gebiet ist
eine Person, die keinen Familiennamen hat oder
deren Familienname nicht bekannt ist, bei jeder
von einer Behörde eines Vertragsstaates vorge-
nommenen Eintragung in ein Personenstandsbuch
nur mit ihren Vornamen anzugeben. Hat sie
keine Vornamen oder sind auch diese unbekannt,
so ist sie bei der Eintragung mit der Bezeichnung
anzugeben, unter der sie bekannt ist.
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Artikel 6

Ist in zwei oder mehr von Behörden der Ver-
tragsstaaten errichteten Einträgen in Personen-
standsbüchern ein und dieselbe Person mit
verschiedenen Familiennamen oder Vornamen
bezeichnet, so haben die zuständigen Behörden
jedes Vertragsstaates gegebenenfalls Maßnahmen
zu ergreifen, um die Abweichungen zu beseitigen.

Zu diesem Zweck können die Behörden der
Vertrags Staaten unmittelbar miteinander ver-
kehren.

Artikel 7

Die Unterzeichnerstaaten notifizieren dem
Schweizerischen Bundesrat den Abschluß des
Verfahrens, das für das Inkrafttreten dieses Über-
einkommens in ihrem Hoheitsgebiet erforderlich
ist.

Der Schweizerische Bundesrat setzt die Ver-
tragsstaaten und den Generalsekretär der Inter-
nationalen Kommission für das Zivilstands-
wesen von jeder Notifikation im Sinn des Ab-
satzes 1 in Kenntnis.

Artikel 8

Dieses Übereinkommen tritt am dreißigsten Tag
nach Hinterlegung der zweiten Notifikation in
Kraft; es wird von diesem Zeitpunkt an für die
beiden Staaten wirksam, die diese Förmlichkeit
erfüllt haben. Für jeden Vertragsstaat, der die
in Artikel 7 vorgesehene Förmlichkeit später
erfüllt, wird dieses Übereinkommen am dreißig-
sten Tag nach Hinterlegung seiner Notifikation
wirksam.

Artikel 9

Dieses Übereinkommen gilt ohne weiteres für
das gesamte Mutterland jedes Vertrags Staates.

Jeder Staat kann bei der Unterzeichnung, der
Notifikation, dem Beitritt oder später durch eine
an den Schweizerischen Bundesrat gerichtete
Notifikation erklären, daß dieses Übereinkommen
auf eines oder mehrere seiner Hoheitsgebiete
außerhalb des Mutterlandes oder auf Staaten
oder Hoheitsgebiete anzuwenden ist, deren
internationale Beziehungen er wahrnimmt. Der
Schweizerische Bundesrat setzt alle Vertrags-
staaten und den Generalsekretär der Internatio-
nalen Kommission für das Zivilstandswesen von
einer solchen Notifikation in Kenntnis. In den in
der Notifikation bezeichneten Hoheitsgebieten
wird dieses Übereinkommen am sechzigsten Tag
nach Eingang der Notifikation beim Schweize-
rischen Bundesrat anwendbar.

Hat ein Staat eine Erklärung nach Absatz 2
abgegeben, so kann er später jederzeit durch eine



2268 121. Stück — Ausgegeben am 15. Juli 1980 — Nr. 308

an den Schweizerischen Bundesrat gerichtete
Notifikation erklären, daß dieses Übereinkommen
auf bestimmte in der Erklärung bezeichnete
Staaten oder Hoheitsgebiete nicht mehr anzu-
wenden ist.

Der Schweizerische Bundesrat setzt alle Ver-
tragsstaaten und den Generalsekretär der Inter-
nationalen Kommission für das Zivilstandswesen
von der neuen Notifikation in Kenntnis.

Für den betreffenden Staat oder das betreffende
Hoheitsgebiet ist das Übereinkommen mit dem
sechzigsten Tag nach Eingang der Notifikation
beim Schweizerischen Bundesrat nicht mehr
anwendbar.

Artikel 10

Jeder Mitgliedstaat der Internationalen Kom-
mission für das Zivilstandswesen, des Europarats,
der Vereinten Nationen oder einer ihrer Spezial-
organisationen kann diesem Übereinkommen bei-
treten. Die Beitrittsurkunde wird beim Schwei-
zerischen Bundesrat hinterlegt. Dieser setzt alle
Vertragsstaaten und den Generalsekretär der
Internationalen Kommission für das Zivilstands-
wesen von der Hinterlegung jeder Beitritts-
urkunde in Kenntnis. Das Übereinkommen tritt
für den beitretenden Staat am dreißigsten Tag
nach Hinterlegung der Beitrittsurkunde in Kraft.

Eine Beitrittsurkunde kann erst hinterlegt
werden, nachdem das Übereinkommen in Kraft
getreten ist.

Artikel 11

Dieses Übereinkommen gilt für unbegrenzte
Zeit. Jeder Vertragsstaat kann es aber jederzeit
durch eine an den Schweizerischen Bundesrat
gerichtete schriftliche Notifikation kündigen;
dieser setzt die anderen Vertragsstaaten und den
Generalsekretär der Internationalen Kommission
für das Zivilstandswesen davon in Kenntnis.

Dieses Kündigungsrecht kann erst nach Ablauf
eines Jahres, vom Tag der in Artikel 8 vorgesehe-
nen Notifikation oder des Beitritts an gerechnet,
ausgeübt werden.

Die Kündigung wird sechs Monate nach dem
Tag wirksam, an dem die in Absatz 1 vorgesehene
Notifikation beim Schweizerischen Bundesrat
eingegangen ist.

ZU URKUND DESSEN haben die hierzu
gehörig Bevollmächtigten dieses Übereinkommen
unterschrieben.

GESCHEHEN zu Bern am 13. September 1973
in einer Urschrift, die im Schweizerischen Bun-
desarchiv hinterlegt wird; jedem Vertragsstaat
und dem Generalsekretär der Internationalen
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Kommission für das Zivilstandswesen wird auf
diplomatischem Weg eine beglaubigte Abschrift
übermittelt.

Die österreichische Ratifikationsurkunde wurde vom Bundespräsidenten unterzeichnet und vom
Bundeskanzler gegengezeichnet; das Übereinkommen ist gemäß seinem Art. 8 zweiter Satz am
15. Juni 1980 für Österreich in Kraft getreten.

Nach Mitteilung des Schweizerischen Bundesrates vom 22. Mai 1980 sind außer Österreich die
Bundesrepublik Deutschland (einschließlich Land Berlin), die Niederlande und die Türkei Vertrags-
staaten des Übereinkommens. Anläßlich der Notifikation gemäß Art. 7 des Übereinkommens hat
die Bundesrepublik Deutschland erklärt, daß für die Bundesrepublik Deutschland als Staatsange-
höriger im Sinne des vorliegenden Übereinkommens jeder angesehen wird, der Deutscher im Sinne
des Grundgesetzes der Bundesrepublik Deutschland ist.

Kreisky

309.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

ABKOMMEN
zwischen der Republik Österreich und der
Sozialistischen Republik Rumänien über die

Gleichwertigkeit der Reifezeugnisse

Unter Bezugnahme auf das Abkommen über
kulturelle Zusammenarbeit zwischen der Republik
Österreich und der Sozialistischen Republik
Rumänien, vom Wunsche geleitet, die Zusam-
menarbeit zwischen den beiden Staaten auf dem
Gebiet der Wissenschaft und des Bildungswesens
zu entwickeln und der Jugend beider Staaten
freien Zugang zu den geistigen Gütern der
beiden Staaten zu gewähren, haben die Republik
Österreich und die Sozialistische Republik Rumä-
nien folgendes vereinbart:

Artikel 1

1. Jeder der beiden Vertragsstaaten erkennt
für die Zulassung zu den in seinem Gebiet
gelegenen Universitäten die Gleichwertigkeit
der im Gebiet des anderen Vertragsstaates aus-
gestellten Zeugnisse (Diplome) an, deren Besitz
für den Inhaber die Voraussetzung für die
Zulassung zu den entsprechenden Anstalten des
Landes, in dem diese Zeugnisse ausgestellt
wurden, bildet.

2. In den beiden Vertragsstaaten sind für die
Zulassung zu den einzelnen Studienrichtungen
beziehungsweise Fachrichtungen der Universi-
täten die Vorschriften jenes Vertragsstaates
anzuwenden, in dem diese Zulassung beantragt
wird.

3. Die Zulassung zu den einzelnen Universi-
täten erfolgt nach Maßgabe der verfügbaren
Plätze.
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Artikel 2

Die Vertragsstaaten werden einander innerhalb
eines Jahres nach Inkrafttreten dieses Abkommens
schriftliche Mitteilung über die zur Durch-
führung der Bestimmungen des vorstehenden
Artikels getroffenen Maßnahmen zukommen
lassen.

Artikel 3

In diesem Abkommen bedeutet:

1. der Ausdruck „Zeugnis (Diplom)" alle
Zeugnisse, Bescheinigungen oder sonstige Ur-
kunden, die dem Inhaber beziehungsweise dem
Beteiligten das Recht verleihen, seine Zulassung
zu einer Universität, in dem dieses Zeugnis
(Diplom) ausgestellt wurde, zu verlangen;

2. der Ausdruck „Universitäten":

a) die Universitäten,
b) die Institute, denen von dem Vertragsstaat,

in dessen Gebiet sie gelegen sind, Hoch-
schulcharakter zuerkannt wird.

Artikel 4

Für die Beratung aller Fragen, die sich aus
diesem Abkommen ergeben, und sonstiger Fragen
der Gleichwertigkeiten im Universitätsbereich,
wird eine Ständige Expertenkommission einge-
setzt, die aus je drei von jedem der beiden Ver-
tragsstaaten zu ernennenden Mitgliedern besteht.
Die Liste der Mitglieder wird dem anderen
Vertragsstaat auf diplomatischem Wege über-
mittelt werden.

Die Ständige Expertenkommission wird auf
Wunsch eines der Vertragsstaaten, jedoch minde-
stens einmal jährlich, zu einer Sitzung zusammen-
treten. Der Tagungsort wird jeweils vereinbart
werden.

Artikel 5

1. Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation
und tritt am ersten Tag des dritten Monats in
Kraft, der auf den Monat folgt, in dem der
Austausch der Ratifikationsurkunden, der in
Wien stattfinden wird, vorgenommen wurde.

2. Dieses Abkommen wird auf unbegrenzte
Dauer geschlossen. Es kann jederzeit von einem
der Vertragsstaaten schriftlich auf diplomatischem
Wege gekündigt werden. Die Kündigung tritt
ein Jahr nach Einlangen der Notifikation beim
anderen Vertragsstaat in Kraft.

Zu Urkund dessen haben die gefertigten
Bevollmächtigten das vorliegende Abkommen
unterzeichnet und mit Siegel versehen.
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Geschehen zu Bukarest, am 11. November 1978,
in zwei Urschriften in deutscher und rumänischer
Sprache, wobei beide Texte in gleicher Weise
authentisch sind.

Für die Republik Österreich:

Willibald PAHR

Für die Sozialistische Republik Rumänien:

Suzana GADEA

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifika-
tionsurkunde wurde am 10. Juni 1980 ausgetauscht; das Abkommen tritt gemäß seinem Art. 5 am
1. September 1980 in Kraft.

Kreisky

310.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Die Abgabe der nachstehenden Erklärung wird genehmigt.

ERKLÄRUNG
der Republik Österreich betreffend die Ver-
längerung des Übereinkommens zur Grün-
dung einer Europäischen Konferenz für Mole-

kularbiologie *)

Der Bundespräsident gibt unter Berufung auf
die zu Art. XI Abs. 4 lit. c abgegebene inter-
pretative Erklärung im Namen der Republik
Österreich folgende Erklärung ab:

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 273/1970

Die Republik Österreich erachtet sich an den
Beschluß zur Verlängerung des Übereinkommens
zur Gründung einer Europäischen Konferenz für
Molekularbiologie vom 3. April 1980 bis 2. April
1988 für gebunden.

Geschehen zu Wien, am 8. April 1980

Der Bundespräsident:
Kirchschläger m. p.

Der Bundeskanzler:
Kreisky m. p.

Die österreichische Erklärung wurde am 7. Mai 1980 bei der schweizerischen Regierung hinter-
legt.

Kreisky
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